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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/10157 - 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 10. März 1995 
über das vereinfachte Auslieferungsverfahren zwischen den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union 


A. Problem 

Personen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union er- 
griffen werden, weil ein anderer Mitgliedstaat die internationale 
Fahndung zum Zwecke ihrer Festnahme und Ausheferung einge- 
leitet hat, stimmen häufig bereits vor Eingang eines förmhchen 
Ausheferungsersuchens und der Ausheferungsunterlagen ihrer 
unverzüghchen Ausheferung zu. In diesem Fähe ist es wün- 
schenswert, die Überstehung der betroffenen Person möghchst 
schneh in einem von ahen Mitgliedstaaten akzeptierten verein- 
fachten Ausheferungsverfahren vollziehen zu können, um eine 
unnötig lange Ausheferungshaft zu vermeiden. 

Das Übereinkommen vom 10. März 1995 trifft die erforderhchen 
Regelungen. Es bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundge- 
setzes als Voraussetzung für die Ratifizienmg der Mitwirkung der 
gesetzgebenden Körperschaften in Form eines Bundesgesetzes. 

B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt, den Entwurf des Ratifizierungs- 
gesetzes anzunehmen. 

Einstimmige Annahme 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 13/10157 - unverändert anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 27. Mai 1998 


Der Rechtsausschuß 

Peter Altmaier 

Berichterstatter 


Horst Eylmann 

Vorsitzender 


Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Berichterstatter 


Bericht der Abgeordneten Peter Altmaier und Dr. Jürgen Meyer (Uim) 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf 
der Drucksache 13/10157 in seiner 227. Sitzung vom 
2. April 1998 in erster Lesung beraten und zur feder- 
führenden Beratung dem Rechts ausschuß und zur 
Mitberatung dem Innenausschuß und dem Ausschuß 
für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
überwiesen. 

Der Innenausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung 
vom 6. Mai 1998 beraten und mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beschlos- 
sen zu empfehlen, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Euro- 
päischen Union hat die Vorlage in seiner Sitzung 


Bonn, den 27. Mai 1998 


vom 6. Mai 1998 beraten und mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei Abwesenheit der Gruppe der PDS beschlos- 
sen zu empfehlen, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in seiner 122. Sit- 
zung vom 27. Mai 1998 beraten und einstimmig bei 
Abwesenheit der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN und F.D.P. sowie der Gruppe der PDS beschlos- 
sen zu empfehlen, den Gesetzentwurf unverändert 
anzunehmen. 

Der Ausschuß begrüßte einmütig das Übereinkom- 
men vom 10. März 1995 über das vereinfachte Aus- 
lieferungsverfahren zwischen deii Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union. 


Peter Altmaier Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Berichterstatter Berichterstatter 
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